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Vorwort 

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  ist bisher weit mehr 
von Kontinuität als von Brüchen gekennzeichnet. Die Ursachen dafür sind si-
cher vielschichtig. Vermutlich ragen zwei Gründe heraus: Zum einen entwic-
kelte sich die verfassungsgerichtliche  Rechtsprechung in den ersten vierzig 
Jahren der Existenz des Gerichts in einem Klima hoher gesellschaftlicher, 
politischer und ökonomischer Stabilität. Zum anderen wurde das Verfassungs-
recht innerhalb und außerhalb des Gerichts von Personen geprägt, die - bei 
allen ideologischen Differenzen  - auf einen gemeinsamen Erfahrungshorizont 
beim Aufbau einer freiheitlichen und rechtsstaatlichen Demokratie zurückgrei-
fen konnten. Spätestens seit der Wiedervereinigung ist offen,  ob Stabilität der 
gesellschaftlichen Entwicklung und relative Homogenität im Vorverständnis 
der jeweils amtierenden Richterschaft  auch künftig zu den Rahmenbedingun-
gen der Verfassungsrechtsprechung  in Deutschland gehören werden. Es ist 
nicht selbstverständlich, daß die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts auch in Zukunft die bisherige Konstanz aufweisen wird. Die Änderung 
der Rechtsprechung durch das Bundesverfassungsgericht  bietet sich deshalb 
als zugleich praktisches und theoretisches Problem als Untersuchungsgegen-
stand rechtswissenschaftlicher  Forschung an. 

Die Untersuchung wurde von der Fakultät für Rechtswissenschaft der Uni-
versität Bielefeld im Sommersemester 1997 als Dissertation angenommen. Für 
die Veröffentlichung  habe ich die Arbeit an einzelnen Stellen überarbeitet und 
aktualisiert. Herrn Professor  Dr. Joachim Wieland danke ich herzlich für die 
Betreuung meines Dissertationsvorhabens und die große Freiheit, die er mir 
bei Auswahl und Konzeption des Themas gelassen hat. Ebenso herzlich danke 
ich Herrn Richter des Bundesverfassungsgerichts  Professor  Dr. Dieter Grimm 
für die Übernahme des Zweitgutachtens und die Einblicke, die er mir in die 
Praxis des Bundesverfassungsgerichts  ermöglicht hat. 

Dank gebührt auch meiner Frau Tini Seyfarth für die große Geduld, mit der 
sie die Entstehung der Arbeit begleitet hat. Widmen möchte ich das Buch 
meinen Eltern: Für ihr Vorbild und ihre selbstverständliche Unterstützung 
meines Studiums bin ich ihnen tief verbunden. 

Düsseldorf,  im Februar 1998 

Georg  Seyfarth 
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Einleitung 

1. Kapitel 

Problemstellung und Übersicht 

Die Änderung einer bestehenden und möglicherweise gefestigten Recht-
sprechung sticht unter den Entscheidungen der höchsten deutschen Gerichte 
in besonderem Maß hervor. Oft steht eine neue Rechtsprechung am Ende einer 
kontroversen Auseinandersetzung über die alte Entscheidung. Die Abwei-
chung von einem alten Urteil wird, mehr noch als andere Entscheidungen, mit 
erleichterter Zustimmung oder mit empörter Krit ik aufgenommen, und nicht 
selten findet sie über die juristischen Fachkreise hinaus die Aufmerksamkeit 
einer interessierten Öffentlichkeit.  Dieser Umstand deutet darauf hin, daß sich 
hinter der Änderung einer höchstrichterlichen Rechtsprechung über das je-
weilige Sachproblem hinaus zahlreiche grundsätzliche und theoretische Pro-
bleme verbergen. 

Auch im Verfassungsrecht  gibt die Änderung der eigenen Rechtsprechung 
durch das Bundesverfassungsgericht  Anlaß zu grundlegenden Fragen und 
Überlegungen, zumal das Phänomen von Rechtsprechungsänderungen in den 
letzten Jahren anhand verschiedener Fälle verstärkt in das Blickfeld getreten 
ist. So stellte sich bei der jüngsten Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zur strafrechtlichen  Beurteilung von friedlichen Sitzdemonstrationen1 

die Frage, ob dieser Beschluß nicht eine Abweichung von dem ersten 
"Sitzblockaden-Urteil" aus dem Jahr 19862 bedeutete. Vor allem haben aber 
die Diskussion um die Neuregelung des Abtreibungsrechts im Zuge der Wie-
dervereinigung und die abermalige Befassung des Bundesverfassungsgerichts 
mit dem Komplex des § 218 StGB die auftretenden Fragen in eindrucksvoller 
Weise transparent werden lassen: In welchem Maß sollte das Bundesver-
fassungsgericht bei seiner Entscheidung über die Neuregelung des Schwanger-
schaftsabbruchs 19933 durch seine eigene, über 15 Jahre zurückliegende Ent-

1 BVerfGE 92, 1. 
2 BVerfGE 73, 206. Vgl. zu dieser Frage unten Kapitel 6, S. 103 ff. 
3 BVerfGE 88, 203. 

2 Seyfarth 
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Scheidung4 gebunden sein? Durfte das Gericht nunmehr anders entscheiden als 
1975? Gibt es eine Bindung des Bundesverfassungsgerichts  an seine alten Ent-
scheidungen? Mußte das Gericht möglicherweise an dem alten Urteil festhal-
ten, selbst wenn es nunmehr von dessen Richtigkeit nicht mehr überzeugt 
war? Oder durfte das Bundesverfassungsgericht  selbstverständlich seine 
Rechtsprechung ändern, wenn es die alte Entscheidung inzwischen für falsch 
erachtete? 

In diesen Fragen wird das Spannungsverhältnis sichtbar, in welchem 
Rechtsprechung immer steht. Einerseits wird jedes Gericht bemüht sein, seine 
Entscheidungen an der bisherigen Spruchpraxis auszurichten. Konsistenz gilt 
allemal als ein Gütesiegel von Rechtsprechung, zumal die Verläßlichkeit der 
Rechtsprechung als ihrerseits wesentlicher Teil der Gesamt-Rechtsordnung ei-
ne "Grundbedingung freiheitlicher  Verfassungen" ist.5 Andererseits leuchtet es 
ein, von einer alten Entscheidung abzuweichen, wenn deren Richtigkeit nicht 
mehr gegeben ist. Natürlich muß es - auch im Bereich der Verfassungsge-
richtsbarkeit - die Möglichkeit einer Korrektur geben. Andernfalls drohen eine 
"Erstarrung", "Zementierung", oder "Versteinerung" der Rechtsprechung, gar 
die "Kanonisierung von Sätzen des Bundesverfassungsgerichts"? 6 Die Richtig-
keit der Rechtsprechung ist eine mindestens ebenso grundlegende Bedingung 
eines freiheitlichen Gemeinwesens wie deren Verläßlichkeit, weil zur Rechts-
staatlichkeit "nicht nur die Rechtssicherheit, sondern auch die materielle Ge-
rechtigkeit" gehört.7 In welcher Weise auch immer die Antwort im Einzelfall 
ausfallen mag: eine grundlegende und prinzipielle Beschäftigung mit dem 
Problem verfassungsgerichtlicher  Rechtsprechungsänderungen erscheint not-
wendig und lohnend, weil Rechtsprechung stets eine Antwort auf das Span-
nungsverhältnis von Konsistenz und Innovation finden muß. 

Darüber hinaus steht hinter der Diskussion um verfassungsgerichtliche 
Rechtsprechungsänderungen die grundsätzliche Frage nach dem Behar-
rungsvermögen und der Anpassungsfähigkeit der Verfassung selber.8 Neben 

4 BVeifGE 39, 1. 
3 Vgl. BVerfGE 72, 200 [257]. 
6 So der Ausdruck bei Klaus  Schiaich,  Die Verfassungsgerichtsbarkeit  im Gefüge 

der Staatsfunktionen, in: WDStRL 39 (1981), S. 99, 138. 
7 Vgl. nur BVeifGE 7, 89 [92]; 49, 148 [164]. 
8 Vgl. in diesem Zusammenhang die einfuhrenden Bemerkungen bei Gunnar  Folke 

Schuppert,  Rigidität und Flexibilität von Verfassungsrecht.  Überlegungen zur Steue-
rungsfunktion von Verfassungsrecht  in normalen wie in "schwierigen Zeiten", in: AöR 
120 (1995), S. 32 ff,  sowie Markus  Kenntner,  Grundgesetzwandel, in: DÖV 1997, 
S. 450 ff 
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der Änderung des Verfassungstextes beweist das Verfassungsrecht  gerade in 
der Änderungsfahigkeit  der Rechtsprechung seine Flexibilität und Lebendig-
keit. Verfassungsrechtsprechung  unterliegt, wie die Verfassung selbst, ge-
schichtlichem Wandel.9 Auf der anderen Seite gewinnen der Staat und seine 
Verfassung in der Kontinuität der Rechtsprechung Halt und Stabilität. Wer 
über die Änderung der Verfassungsrechtsprechung  redet, trifft  damit zugleich 
auch immer eine Aussage über die Starrheit und Beweglichkeit der Verfassung 
selber. Dabei darf  es heute zum gefestigten Bewußtsein der Verfassungsrechts-
lehre gerechnet werden, daß die Auflösung des Widerspruchs von Starrheit 
und Beweglichkeit der Verfassungsordnung nicht in der einseitigen Betonung 
des einen oder anderen Extrems liegen kann, sondern in der richtigen  Zuord-
nung beider Elemente gesucht werden muß.10 Daß diese Einsicht nicht seit je-
her allgemein akzeptiert war, zeigen übrigens zwei höchst unterschiedliche 
historische Beispiele. Die eine extreme Position läßt sich in Plutarchs  Lebens-
beschreibung des sagenhaften Gesetzgebers Spartas, Lykurgos,  nachlesen. Ly-
kurgos  ließ die Spartaner im 9. Jahrhundert a. C. schwören, die Verfassung 
(Rhetra) solange nicht zu ändern, bis er von einer Reise nach Delphi zurück-
kehre. Als das Orakel ihm bestätigte, daß die von ihm gegebene Verfassung 
die beste sei, gab er sich in Delphi selbst den Tod, um so die Spartaner, durch 
den Eid gebunden, daran zu hindern, die Verfassung zu ändern. Tatsächlich 
behauptete Sparta, wie Plutarch  weiter berichtet, unter den unabänderlichen 
Gesetzen des Lykurgs  fünf  Jahrhunderte lang "unter allen Staaten Grie-
chenlands den ersten Rang hinsichtlich des Ruhms und der guten Regie-
rungsform". 11 Die andere Extremposition vertrat Thomas Jefferson.  Der maß-
gebliche Autor der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung und dritte Prä-
sident der Vereinigten Staaten glaubte, daß keine Verfassung für einen länge-
ren Zeitraum als 34 Jahre geschaffen  werden dürfe, weil jede Generation ver-
pflichtende Bindungen nur für sich selbst, niemals aber für zukünftige Gene-
rationen aufzustellen berechtigt sei.12 

Es ist ein erstes Ziel dieser Arbeit, den gegenwärtigen Diskussionsstand 
über Zulässigkeit und Angemessenheit von Rechtsprechungsänderungen kri-

9 Vgl. dazu Konrad  Hesse, Veifassungsrechtsprechung im geschichtlichen Wandel, 
in: JZ 1995, S. 265 ff. 

10 Vgl. dazu statt aller Konrad  Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bun-
desrepublik Deutschland, 20. Aufl., 1995, Rz. 36 ff. 

11 Plutarch , Lebensbeschreibungen, Lykurgos, cap. 29. Das Zitat entspricht der 
Übersetzung in der von von Hanns Floerke  bearbeiteten Ausgabe von 1913, S. 146 f. 

12 So in einem Brief an James Madison  vom 6. September 1789, abgedruckt in: 
Thomas Jefferson , The Life and Selected Writings of Thomas Jefferson, hrsg. von 
Adrienne Koch & William Peden, S. 488 ff. 


